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I.
Behçrdliche Erlaubnis (§ 34 c GewO)

Beginn der
T�tigkeit

Vor dem Beginn der gewerblichen T�tigkeit als Immobilienmakler
stehen die Einholung einer Erlaubnis nach § 34 c Gewerbeordnung
(GewO) sowie (dazu unter II.) die Gewerbeanzeige nach § 14 Abs. 1
GewO.*

RechtsgrundlageRechtsgrundlage f�r die Erlaubniserteilung ist § 34 c GewO.
Nach dieser Vorschrift bençtigt derjenige eine Erlaubnis der zust�n-
digen Behçrde, der gewerbsm�ßig den Abschluss von Vertr�gen
�ber Grundst�cke, grundst�cksgleiche Rechte, gewerbliche R�ume,
Wohnr�ume vermittelt oder die Gelegenheit zum Abschluss solcher
Vertr�ge nachweist.

Gewerbs-
m�ßigkeit

Voraussetzung f�r eine Erlaubnispflicht ist, dass die beabsichtigte
T�tigkeit auch gewerbsm�ßig ausge�bt wird. Gewerbsm�ßig bedeu-
tet, dass sowohl Gewinnerzielungsabsicht als auch Fortsetzungs-
absicht besteht und die T�tigkeit selbstst�ndig, d. h. in eigenem
Namen, auf eigene Rechnung und eigene Gefahr betrieben wird.

Da die Absicht, einen Gewinn zu erzielen, bereits ausreicht, ist es
f�r die Gewerbsm�ßigkeit nicht entscheidend, dass auch tats�chlich
ein Gewinn erzielt wird.

Die nur einmalige Vermittlung eines Objekts begr�ndet dann keine
Erlaubnispflicht, wenn nicht beabsichtigt ist, weitere Vermittlungen
zu t�tigen (fehlende Fortsetzungsabsicht).

Personen, die sich in einem Anstellungsverh�ltnis bei einem Im-
mobilienvermittlungsunternehmen befinden, bed�rfen dann einer
Erlaubnis, wenn sie sich neben ihrer Angestelltent�tigkeit noch
selbstst�ndig in diesem Gewerbe bet�tigen.

VermittlungUnter Vermittlung ist jede auf den Abschluss eines Vertrages ab-
zielende T�tigkeit zu verstehen, d. h. mit Interessenten Verhandlun-
gen �ber zu vermittelnde Immobilien f�hren und �ber Einzelheiten
informieren. Eine Vermittlung liegt auch dann vor, wenn eine solche
T�tigkeit erfolglos bleibt oder nur der Vorbereitung des Vertrags-
abschlusses dient. Voraussetzung ist jedoch, dass die Vermittlung
sowohl objekt- als auch leistungsbezogen erfolgt. Eine Vermittlung
liegt z. B. dann nicht vor, wenn sich der „Vermittler“ jeglicher Ver-
handlungen und Informationen �ber das zu ermittelnde Objekt (z. B.
Lage und Grçße des Grundst�cks) enth�lt.
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Eine Vermittlung liegt auch dann nicht vor, wenn der Gewerbetrei-
bende im eigenen Namen Vertr�ge abschließt, da es hier an einem
Dritten fehlt, der einen entsprechenden Auftrag erteilt. Ebenso liegt
keine Vermittlung vor, wenn der Vertreter des Gewerbetreibenden
lediglich in dessen Namen einen Vertrag abschließt, worin sich der
Vertretene seinerseits zur Vermittlung verpflichtet.

Nachweis der
Gelegenheit

Unter dem Nachweis der Gelegenheit versteht man, dass der
Immobilienmakler dem Auftraggeber einen bisher unbekannten Inte-
ressenten oder ein Objekt und den k�nftigen Vertragspartner be-
nennt, so dass der Auftraggeber von sich aus Vertragsverhandlungen
aufnehmen kann.

Wie bei der Vermittlung liegt kein Nachweis vor, wenn der Immo-
bilienmakler in eigenem Namen Vertr�ge abschließt oder als Vertreter
eines anderen Immobilienmaklers lediglich in dessen Namen einen
Vertrag abschließt, worin sich der Vertretene seinerseits zum Nach-
weis der Gelegenheit zum Abschluss solcher Vertr�ge verpflichtet.

Handelsvertreter
nach § 84 Abs. 1

HGB

Da Vermittlung auch betreibt, wer Vertr�ge auf Grund einer ihm
von einer Vertragspartei (z. B. Grundst�ckseigent�mer) erteilten
Vollmacht auf deren Namen selbst abschließt, bedarf auch ein selbst-
st�ndiger Handelsvertreter im Sinne des § 84 Abs. 1 Handelsgesetz-
buch (HGB)* einer Erlaubnis, soweit er Immobilien vermittelt.

„Freie
Mitarbeiter“

„Freie Mitarbeiter“ sind keine Arbeitnehmer des betreffenden
Maklers, sondern selbstst�ndige Gewerbetreibende, die in der Regel
als so genannte Unter- oder Zubringervermittler t�tig werden. Sie
unterliegen deshalb ebenfalls der Erlaubnispflicht.

Hausverwalter Hausverwalter, die selbstst�ndig Vertr�ge �ber die von ihnen ver-
walteten Wohnr�ume vermitteln, bed�rfen ebenfalls einer Erlaubnis.
Dies gilt selbstverst�ndlich auch f�r den Fall, dass sie Wohnungen
außerhalb ihres Wohnungsbestandes vermitteln. Eine Erlaubnis-
pflicht ist jedoch dann nicht gegeben, wenn die Vermittlungst�tigkeit
�ber die von ihnen verwalteten Wohnr�ume lediglich als unbedeu-
tender Annex ihrer T�tigkeit anzusehen ist. Dies ist beispielsweise
dann der Fall, wenn von dem Hausverwalter j�hrlich insgesamt nur
2 bis 3 Wohnungen vermittelt werden. Zu beachten ist allerdings,
dass Hausverwaltern nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes zur Regelung
der Wohnungsvermittlung (WoVG)** ein Anspruch auf Entgelt f�r
die Vermittlung oder den Nachweis der Gelegenheit zum Abschluss
von Mietvertr�gen �ber Wohnr�ume nicht zusteht, soweit es sich um
die von ihnen verwalteten Wohnungen handelt.
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Verwalter im
Sinne des Woh-
nungseigentums-
gesetzes

Hier ist zu unterscheiden, ob dem Verwalter im Sinne des Woh-
nungseigentumsgesetzes (WEG) nur die Verwaltung des ge-
meinschaftlichen Eigentums oder auch die Verwaltung des Sonder-
eigentums (Wohnung), einschließlich deren Vermittlung, vom
Wohnungseigent�mer �bertragen wurde.

Obliegt ihm lediglich die Verwaltung des gemeinschaftlichen
Eigentums, bençtigt er in jedem Fall eine Erlaubnis, wenn er sich
�ber seine Verwaltert�tigkeit hinaus gewerbsm�ßig als Immobilien-
makler bet�tigt.

Wurde ihm jedoch zus�tzlich die Verwaltung des Sondereigen-
tums (Wohnung), einschließlich deren Vermittlung �bertragen, benç-
tigt er hierf�r nur dann eine Erlaubnis, wenn diese T�tigkeit nicht
mehr als unbedeutender Annex seiner Verwaltert�tigkeit angesehen
werden kann, d. h. es sich um mehr als 2 oder 3 Wohnungsvermitt-
lungen im Jahr handelt.

Das Verbot der Provisionsforderung nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 WoVG
trifft nur dann zu, wenn dem Verwalter vom Wohnungseigent�mer
zus�tzlich auch die Verwaltung des Sondereigentums (Wohnung),
einschließlich deren Vermittlung, �bertragen worden ist. Obliegt
dem Verwalter nur die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigen-
tums, nicht jedoch die Verwaltung des Sondereigentums, findet § 2
Abs. 2 Nr. 2 WoVG keine Anwendung.

Vertr�ge �ber
Grundst�cke

Dies sind Vertr�ge �ber Verkauf, Belastung, Vermietung und Ver-
pachtung von Grundst�cken und Wohnungseigentum. Zu Vertr�gen
dieser Art z�hlen auch die Vertr�ge �ber die Vermittlung von Hypo-
theken und Grundschulden sowie �ber das so genannte Immobilien-
Leasing.

Grundst�cks-
gleiche Rechte

Dies sind Rechte, die den Vorschriften �ber Grundst�cke unterlie-
gen (z. B. Erbbaurecht).

Vertr�ge �ber
gewerbliche
R�ume oder
Wohnr�ume

Hierzu gehçren alle Arten von Raum�berlassung einschließlich
Pacht und Untermiete (Wohnungs- und Zimmervermittlung). Nicht
unter diese Vorschrift f�llt die Vermittlung oder der Nachweis von
vor�bergehend ben�tzten Ferienwohnungen.

Ausnahmen v. d.
Erlaubnispflicht

Die Ausnahmen von der Erlaubnispflicht nach § 34 c GewO sind
in Abs. 5 des § 34 c GewO ausgef�hrt. Keiner Erlaubnis bed�rfen
demnach:

Organe d. staatl.
Wohnungspolitik
u. gemeinn�tzige
Wohnungsunter-
nehmen

– Organe der staatlichen Wohnungspolitik und gemeinn�tzige Woh-
nungsunternehmen, die nach den §§ 1, 16, 28 des Wohnungs-
gemeinn�tzigkeitsgesetzes (WGG) anerkannt wurden.

Kreditinstitute
Bausparkassen
Sparkassen

– Kreditinstitute, denen eine Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 des Geset-
zes �ber das Kreditwesen (KWG) erteilt wurde. Da Bausparkassen
Kreditinstitute im Sinne des § 1 des Gesetzes �ber Bausparkassen
(BSpkG) ebenfalls einer Erlaubnis nach § 32 Abs. 1 KWG bed�rfen,
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findet § 34 c GewO auf sie keine Anwendung. Nebenberufliche
Zweigstellenleiter, z. B. von Sparkassen, unterliegen in der Regel
ebenfalls nicht der Erlaubnispflicht. Sie sind meist soweit in die
Organisation der Sparkasse eingegliedert, dass ihre T�tigkeit nicht
als selbstst�ndige Gewerbet�tigkeit angesehen werden kann.

Teilzeitnutzung
von Wohn-

geb�uden

– Immobilienmakler, die Vertr�ge �ber die Teilzeit-Wohnrechte-
nutzung im Sinne des § 481 des B�rgerlichen Gesetzbuchs (BGB)
nachweisen oder vermitteln.
Unter Teilzeitnutzung versteht man dabei das Recht, gegen Zah-
lung eines Gesamtpreises, f�r die Dauer von mindestens drei Jah-
ren ein Wohngeb�ude jeweils f�r einen bestimmten Zeitraum des
Jahres zu Erholungs- und Wohnzwecken zu nutzen.
Bei diesem, auch als Time-Sharing bekannten Modell wird dem
Erwerber in der Regel nur ein schuldrechtlicher Anspruch auf
Nutzung einer Anlage (Zimmer, Appartement oder dgl.) einge-
r�umt. Da der Erwerber somit kaum mehr Rechte als ein Urlauber
erwirbt, der j�hrlich in einem Hotel seiner Wahl ein Zimmer mie-
tet, fallen die Ver�ußerer dieser Teilzeitnutzungsrechte nicht unter
die Bestimmungen des § 34 c GewO.

Antrags-
berechtigt

Antragsberechtigt und damit Adressaten der Erlaubnis sind nat�r-
liche und juristische Personen.

Nat�rliche
Personen

Als nat�rliche Personen bezeichnet man alle Gewerbetreibenden,
die die gewerbliche T�tigkeit in eigener Person oder in einer Per-
sonengesellschaft ohne eigene Rechtspersçnlichkeit (z. B. Gesell-
schaft des b�rgerlichen Rechts, OHG, KG, eingetragener Kaufmann
„e. K.“) aus�ben. Handelsgewerbetreibende nach § 1 Abs. 2 HGB
(Ist-Kaufmann) sowie Kann-Kaufleute nach § 2 HGB*, f�r die eine
Firma im Handelsregister eingetragen ist, werden hinsichtlich der
Antragsberechtigung den nat�rlichen Personen gleichgestellt. Wer-
den mehrere Personen t�tig, bençtigt jeder von ihnen eine Erlaubnis.
Bei Personengesellschaften ohne eigene Rechtspersçnlichkeit ist
eine Erlaubnis f�r jeden gesch�ftsf�hrungsberechtigten Gesellschaf-
ter erforderlich, es sei denn, ein gesch�ftsf�hrungsberechtigter Ge-
sellschafter wurde laut Handelsregistereintrag ausdr�cklich von der
Aus�bung der erlaubnispflichtigen T�tigkeit ausgenommen. Dies
gilt auch hinsichtlich der Kommanditisten, sofern sie Gesch�ftsf�h-
rungsbefugnis besitzen und damit als Gewerbetreibende anzusehen
sind.
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